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Mit dem Thema „Wo bleibt der Notarzt? Von 
der Selbsteinweisung bis hin zur Behandlung 
durch Notfallsanitäter“ setzte sich der dies-
jährige Workshop des Ausschusses „Ambulant-
stationäre Versorgung“ auseinander.

Nach Vorträgen von Dr. Reinhard Fromme (Leiter 
des Rettungszentrums am Klinikum Augsburg) 
und Professor Dr. Thomas Wurmb (Stellvertre-
tender Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
der in Bayern tätigen Notärzte e. V. – agbn) mit 
Informationen zum Notarztdienst bzw. der Not-

aufnahmen an Krankenhäusern und den aktu-
ellen rechtlichen Grundlagen (Notfallsanitäter-
gesetz und Bayerisches Rettungsdienstgesetz) 
wurden insbesondere die Frage der „Delegation“ 
und „Substitution“ durch Notfallsanitäter als 
Nichtärzte im Rettungsdienst intensiv zwischen 
den Teilnehmern diskutiert.

Erörtert wurde dabei die mögliche Zukunft des 
Rettungswesens und die Stellung des Arztes, 
aber auch des Notfallsanitäters in diesem Sys-
tem. Dabei wurde angemerkt, dass bereits jetzt 
viele Notfallsanitäter eine Absicherung durch 
Notärzte wünschen und de facto auch durch-
setzen, nämlich dann, wenn sie Notärzte zum 
Einsatz „nachfordern“.

Weiter wurde anhand von Zahlen anschaulich 
verdeutlicht, wie stark in den vergangenen Jahren 
die Zahl der sogenannten Selbsteinweiser in die 
Notaufnahme des Krankenhauses gestiegen ist. 
Dieser Anstieg liegt nicht nur daran, dass man-
che Patienten vorher vermeintlich keine Zeit für 
die Vereinbarung eines Termins mit einem nieder-
gelassenen Arzt hätten, sondern auch dass Pati-
enten angeben, sie hätten einen aus ihrer Sicht 

erforderlichen zeitnahen Termin nicht erhalten. 
Ferner wurde die Thematik des sogenannten 
Notarztindikationskatalogs erörtert und die 
etwaigen hieraus folgenden Problemfelder 
aufgezeigt. Probleme seien hier beispielswei-
se, dass die Patienten sich naturgemäß schwer 
mit einer Einordnung des medizinischen Sach-
verhalts täten und die Rettungsstellen unter 
Zeitdruck und einer dünnen Informationslage 
agieren müssten. Diskutiert wurde dabei zum 
Beispiel das Vorabschicken eines Rettungswa-
gens als etwaige Lösungsmöglichkeit und der 
Nachforderung des Notarztes. 

Insgesamt wird die Rechtslage im Notarztwesen, 
insbesondere im Hinblick auf die Regelung des 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 c des Notfallsanitätergesetzes, 
von den Teilnehmern als kritisch angesehen.

Als Ergebnis der Arbeit dieses Workshops 
wurden sieben Anträge dem Bayerischen 
Ärztetag zur Abstimmung und Entscheidung 
vorgelegt.

Dr. Christoph Emminger, München
Marie-Luise Hof (BLÄK)

Workshop I – Ausschuss „Ambulant-stationäre Versorgung“

Der Ausschuss „Angestellte Ärztinnen und 
Ärzte“ beschäftigte sich im Workshop II zum
76. Bayerischen Ärztetag mit dem Thema „As-
pekte der Krankenhausplanung in Bayern“.

Aus den drei Arbeitsgruppen und der voran-
gegangenen Ausschussarbeit heraus wurden 
acht Entschließungsanträge auf dem 76. Baye-
rischen Ärztetag eingebracht, die allesamt an-
genommen wurden:

Krankenhausplanung ist hoheitliche Aufgabe: 
Mit dieser Resolution wird betont, dass die 
Krankenhausbedarfsplanung als zentrales ho-
heitliches Element der Daseinsvorsorge vor der 
Durchsetzung von Partikularinteressen zum 
Beispiel mithilfe des Wettbewerbsrechts oder 
durch Verweis auf das Grundgesetz (Berufs-
freiheit) zu schützen ist.

Versorgungsforschung fördern und Ergeb-
nisse als Grundlage zur Bedarfsermittlung 
im stationären und ambulant-fachärztlichen 
Sektor festlegen: Hiermit wird gefordert, die 
Versorgungsziele im Gesundheitswesen trans-
parent zu machen, Versorgungsforschungspro-
jekte in einem öffentlichen Prozess regelmäßig 

zu evaluieren und die Ergebnisse zur Grundlage 
der Bedarfsplanung zu machen.

Strukturqualität bei der Krankenhausplanung 
berücksichtigen: Die Bayerische Staatsregie-
rung wird aufgefordert, die Aufnahme in den 
Krankenhausbedarfsplan von der Erfüllung 
verbindlicher Kriterien zur Strukturqualität ab-
hängig zu machen, die sich im internationalen 
Vergleich mit den jeweils Besten messen lassen 
müssen.

Beitrag zur ärztlichen Weiterbildung bei 
Entscheidung über Aufnahme/Verbleib im 
Krankenhausplan des Freistaats Bayern be-
rücksichtigen: Es wird gefordert, dass die Be-
teiligung bzw. Nicht-Beteiligung von Kliniken 
an der ärztlichen Weiterbildung als Entschei-
dungskriterium für die Berücksichtigung im 
Krankenhausplan des Freistaats Bayern heran-
gezogen werden soll.

Planungsrelevante Qualitätsindikatoren – 
Definition der Qualitätsindikatoren durch 
die Fachgesellschaften: Hiermit wird der GBA 
aufgefordert, bei der Erarbeitung und regel-
mäßigen Überprüfung der planungsrelevanten 

Qualitätsindikatoren die zuständigen medizini-
schen Fachgesellschaften zu beteiligen.

Planungsrelevante Qualitätsindikatoren – 
Beteiligung ärztlicher Körperschaften: Die 
bayerische Ärzteschaft fordert, beim struktu-
rierten Dialog der externen Qualitätssicherung 
die Landesärztekammer zu beteiligen.

Geordnete Restrukturierung der Kranken-
hauslandschaft: Falls infolge des strukturier-
ten Dialogs der externen Qualitätssicherung 
Leistungen von kleineren an größere Kliniken 
überführt werden, müssen letztere auf das 
erhöhte Patientenaufkommen personell und 
strukturell vorbereitet sein.

Fachkräftemangel im Gesundheitswesen ge-
fährdet Patienten: Die Tarifpartner und Kli-
nikträger werden aufgefordert, dem bedrohli-
chen Fachkräftemangel im Gesundheitswesen 
sowohl durch Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen als auch der Tarifverträge zu begeg-
nen.

Dr. Florian Gerheuser, Augsburg
Thomas Schellhase (BLÄK)

Workshop II – Ausschuss „Angestellte Ärztinnen und Ärzte“
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Der Workshop III des „Ausschusses für Hoch-
schulfragen“ beschäftigte sich in seiner Sit-
zung mit dem Thema „Wissenschaftlichkeit in 
der Hochschulmedizin“. Eine Einführung in die 
Thematik gab – im Rahmen eines Gastvortra-
ges – Professor Dr. Matthias Frosch, Dekan der 
Medizinischen Fakultät der Universität Würz-
burg. Unter den Anwesenden bestand Einigkeit, 
dass die wissenschaftsorientierte universitäre 
Ausbildung ein Kernbestandteil des Medizin-
studiums ist. Den wissenschaftlichen Charakter 
gilt es – mit der im Rahmen des Masterplans 

Medizinstudium 2020 anstehenden Änderung 
in der Ausbildung – zu erhalten und weiter 
auszubauen. Die wissenschaftliche Kompetenz 
ist eine wesentliche Grundlage der späteren 
ärztlichen Tätigkeit. Die bayerischen medizi-
nischen Fakultäten fördern bereits die Quali-
tät der medizinischen Promotion zum Beispiel 
durch die Einführung strukturierter Promoti-
onsprogramme als Teil der wissenschaftlichen 
Ausbildung.

Auch die tarifliche Eingruppierung von in For-
schung und Lehre tätigen Ärztinnen und Ärz-
ten spielt bei der Thematik eine entscheidende 
Rolle. Trotz entsprechender Bestrebungen der 
Ärzteschaft, fällt die Bezahlung der Betroffe-
nen bislang nach wie vor deutlich zum Nach-
teil der Betroffenen aus. Diese Schlechterstel-
lung der Forschungstätigkeit gefährdet die 
Gewinnung wissenschaftlichen Nachwuchses 
und damit den wissenschaftlichen Fortschritt. 
Die Teilnehmer des Workshops fordern daher, 
dass Tätigkeiten in der klinischen Forschung 
grundsätzlich dem ärztlichen Tarifvertrag zu-
zuordnen sind, auch wenn sie länger als ein 
Jahr ausgeübt werden.

Ferner sinkt die Attraktivität einer Tätigkeit in 
der Forschung für den ärztlichen Nachwuchs 
durch unzureichende Anrechnung auf Wei-
terbildungszeiten. Auch während einer For-
schungstätigkeit mit Patientenbezug werden 
Kompetenzen für die klinische Tätigkeit erwor-
ben. Im Sinne der Kompetenzbasierung der der-
zeit in Erarbeitung befindlichen Musterweiter-
bildungsordnung wird die (zumindest optionale) 
Anrechnung von Abschnitten in der Forschung 
auf die Weiterbildungszeit befürwortet.

Zu diesen Themenkomplexen wurden entspre-
chende Anträge für den 76. Bayerischen Ärzte-
tag formuliert und positiv abgestimmt. 

Professorin Dr. Claudia Borelli, München
Dr. Edith Begemann (BLÄK)

Workshop III – „Ausschuss für Hochschulfragen“

Workshop IV – „Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte“

Mit über 50 interessierten Teilnehmern fand 
das Thema „Elektronische Patientenakte – 
schon Gegenwart oder erst Zukunft?“ des 
Workshop IV des Ausschusses „Niedergelassene 
Ärztinnen und Ärzte“ regen Zuspruch. 

Nach Begrüßung der Teilnehmer und kurzer 
Einführung in die vielseitige Thematik der Di-
gitalisierung des Gesundheitswesens durch den 
Vizepräsidenten, Dr. Wolfgang Rechl beschrieb 
die Vorsitzende, Dr. Marlene Lessel den Ablauf 
des Workshops und stellte die Referenten vor.

Als Geschäftsführer der KV Telematik GmbH 
referierte zu Beginn Dr. Florian Fuhrmann 
über die bereits seit 1990 existierenden Be-
strebungen, den elektronischen Datenaus-
tausch zwischen den Leistungserbringern zu 
ermöglichen. Aufgrund der fehlenden bun-
desweiten Strategie wären in Deutschland im 
Gegensatz zu anderen europäischen Ländern 
bislang keine einheitlichen Systeme entwi-
ckelt worden und so würden sich derzeit zahl-
reiche Insellösungen auf regionaler Ebene 
finden. Danach definierte er die unterschied-
lichen Interessen und Ziele der Ärzteschaft, 
der Krankenkassen, der Patienten und der IT-
Unternehmen. 

Dr. Michael Bangemann und Dr. Gregor Dro-
scha stellten anschließend ihre Ärztenet-
ze und ihre jeweiligen IT-Lösungen für eine 
elektronische Patientenakte dar. Beim Nürn-
berger Ärztenetz von Dr. Bangemann wurde 
im Gegensatz zum Ärztenetz Rosenheim ein 
zentrales IT-System gewählt, bei dem alle 
teilnehmenden Ärzte bei Einverständnis des 
Patienten ihre Daten nach einer einheitlichen 
Dokumentation auf einen zentralen Server 
transferieren. Sowohl Datenschutz als auch 

Datensicherheit könnten nach Ansicht von 
Dr. Bangemann auf diese Weise optimal ge-
währleistet werden.

Auf dieser Basis diskutierten die Teilnehmer des 
Workshops die Vor- und Nachteile der elek-
tronischen Patientenakte und die damit ver-
bundenen Risiken für Ärzte und Patienten. Es 
bestand dabei Konsens, dass die gesetzlichen 
Grundlagen noch dahingehend anzupassen 
seien, einerseits einrichtungsübergreifend und 
bundesweit funktionierende Schnittstellen zu 
schaffen und andererseits eine einheitliche, 
kassenunabhängige Finanzierung sicherzustel-
len. Gleichzeitig müsse der Bundesgesetzgeber 
aufgerufen werden, das Verantwortungsbe-
wusstsein der Bevölkerung für den sorgsamen 
Umgang mit seinen Gesundheitsdaten zu stär-
ken. Daraus resultierten vier Anträge, die dem 
Plenum des Bayerischen Ärztetags zur Abstim-
mung vorgelegt wurden.

Dr. Marlene Lessel, Kaufbeuren
Peter Kalb (BLÄK)


